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Verbot des NeichSbundrS ehemaliger
WebrmachtSangebsriger

Die Pressestelle beim Staatsministcrium teilt
folgende Verfügung des Ministers des Innern
mit :

Auf Grund 8 1 der Verordnung zum Schutz
von Volk und Staat vom 28 . Februar 1933 wer¬
den der im Lande Baden bestehende Landesver¬
band und die Ortsgruppen des Rcichsbundcs
ehemaliger Wchrmachtsangehöriger e . V -, Sitz
Berlin , aufgelöst und verboten und ihr Vermö¬
gen beschlagnahmt .

Für das Verbot waren folgende Gründe
bestimmend :

Die einzige Vereinigung für die Aufnahme
oller ausgedienten Berufssoldaten ist der Reichs¬
treubund ehemaliger Berufssoldaten . Das
Staatsinteresse verbietet es , neben ihm andexe
Organisationen zu dulden . Es geht im national¬
sozialistischen Staat nicht an , daß für die
ausgedienten Berufssoldaten zwei Vereinigungen
bestehen , die miteinander in Konkurrenz tre¬
ten und sich gegenseitig bekämpfen . Die frei¬
willige Auflösung und lleberführung der Mit -
gv»' dcr in den Reichstreubund ehemaliger Bc -
rufssl <haten hat der Reichsbund ehemaliger
WehrmastSangehörigcr abgelehnt . Er hat sich
damit gegen die Reichspolitik gestellt . Seine
Auflösung ist daher geboten .

Verbot des Retchsbunbes für Arbeit^
befchaffung e. V., Mokratifcher

ttnmnifttmfc SRnrnftitnfc
Die Pressestelle beim Staatsministerium teilt

folgende Verfügung des Ministers des Innern
mit :

Der Minister des Innern hat nunmehr auch
den Reichsbund für Arbeitsbeschaffung e . V ., den
Fhsiokratischen Kampfbund und den Wärabund
einschließlich ihrer Unterorganisationen für den
Bereich deS Landes Baden aufgelöst und verbo¬
ten , nachdem bereits am 12. Februar 1934 der
Roland - Bund und der Freiwirtschaftsbund auf¬
gelöst und verboten worden waren . Mit diesem
Verbot sind sämtliche Verbände , die die so¬
genannte Echwundgeldtheoric , die der national¬
sozialistischen Wirtschaftspolitik znwidevläuft , ver¬
treten , aufgelöst .

Verbot des ReugeijtbunbeS
aufgehoben

Die Pressestelle beim Staatsministerium teilt
folgende Verfügung deS Ministers des Innern
mit :

Das Verbot des Neugeistbundes , Sitz Pfullin¬
gen , vom 17. Februar 1934 ( Staatsanzeigcr
Folge 28) wird hiermit aufgehoben .

Maßnahmengegen
müßige Trinker

Die Pressestelle beim Staatsministerium
teilt mit :

Der Schlosser Friedrich Fleckenstetn ,
wohnhaft Durlacherstraßc 63, hier , eine aso¬
ziale und arbeitsscheue Person , wurde auf
Anordnung deS LandeSkriminialpolizeiamts
heute in die Landesarbeitsanstalt Kislau ver¬
bracht .

Ebenso wurde mit dem Schlosser Hugo
K u r r l e , zuletzt wohnhaft in Karlsruhe , So -
sienstraße Nr . 18 , aus den gleichen Gründen
verfahren .

Feuerschau
„ Alljährlich werden erhebliche Werte unseres

Bolksvermögens durch Brände , die bei genü¬
gender Sorgfalt und bei pflichtgemäßem Ver¬
halten der Gcbäudccigentümcr und der son¬
stigen Wohnungsinhaber durch rechtzeitige Be¬
seitigung feuergefährlicher Zustände in Ge¬
bäuden sehr wohl verhindert werden könnten ,
vernichtet . Ta z . Zt . die Fcuervorschau in
einem großen Teil der Gemeinden des Landes
durchgeführt wird , besteht Veranlassung , die
Gebäudeeigcntümer und Wohuungsinhaber
auf die ihnen obliegenden Pflicht zur Verhü¬

tung und Beseitigung feuergefährlicher Zu¬
stände und aus die etwaigen schweren Folgen
der Vernachlässigung dieser Pflicht ausdrück¬
lich hinzuweisen . Einmal macht sich derjenige ,
der die ihm auf Grund der Feuerschau gemach¬
ten Auflagen nicht erfüllt , nach 8 114 Ziffer 1
ves Badischen Polizeistrafgesetzbuches strafbar ,
er kann gegebenenfalls auch noch wegen fahr¬
lässiger Brandstiftung zur Verantwortung ge¬
zogen werden und ist einem Dritten für den
diesem etwa verursachten Schaden persönlich
haftbar . Des weiteren ist aber auch die Ge -
bäudcverstcheruugsanstalt zur Vergütung eines
etwaigen Brandschadens nicht verpflichtet , wenn
ein Gebäude in wesentlichen Punkten den
feuerpolizeilichen Anforderungen nicht ent¬
spricht und die feuerpolizeilichen Mängel in¬
nerhalb einer von der Polizeibehörde bestimm¬
ten Frist nicht beseitigt worden sind , oder
wenn der Gebäudeeigentümcr das Entstehen
des Brandes aus grober Fahrlässigkeit verur¬
sacht hat ."

Wichtig für Erfinder
Dauer -Ausstellung von Erfindungs -Neuheite «

im Badischen Landesgcwerbeamt Karlsruhe .

Um Erfindern Gelegenheit zu geben , ihre
Erfindungen zu verwerten und Abnehmer für
dieselben zu werben , hat das Landesgewcrbe -
amt in seiner Ausstellungshalle eine besondere
Abteilung für Erfindungsneuheiten eingerich¬
tet . Die Ausstellung selbst erfolgt kostenlos .
Die Kosten des Hin - und Rücktransports hat
der Aussteller zu tragen . Etwaige Angaben
über die Verwertung , Verkaufsbedingungcn
und dergl . hat der Erfinder mitzuteilen .

Vor Einsendung von Erfindungsneuheiten
ist beim Landesgewerbeamt anzufragen , ob die
Ausstellung erfolgen kann . Hierzu ist eine
kurze Beschreibung beizufügen . In der Regel
sollen nur solche Erfindungen ausgestellt wer¬
den , die durch Patent oder Gebrauchsmuster
geschützt sind . Weitere Auskünfte erteilt das
LandeSgewcrbcamt .

Stand der Snstandietzungen und Umbauten an Gebäuden
Die Pressestelle beim Staatsministerium teilt

mit :
Nach den fortlaufenden Aufzeichnungen des

Ministeriums des Innern nimmt die von der
ReichSrcgierung unter Einsatz erheblicher Mit¬
tel geförderte JnstandsetzungSaktion für den
Hausbesitz auch iveiterhin einen sehr befriedi¬
genden Fortgang . Dieser Teil des Arbeits -
bcschaffungSprogramm der Reichsregierung
ivar zwar in der Hauptsache auf die Winter¬
monate abgcstellt , bet seinem großen Umfang
gewährt er aber voraussichtlich auch noch bis in
die Sommermonate dem Bauhandwerk gute
Beschäftigung . Die Reichsregierung hat dem
Lande Raden in dem Monat März noch einmal
950 009 RM ., darunter zuletzt 550 000 RM . ohne
Zinsverasttunaslkbeine . für Z » icki>k> mr 5R»r -
fugung gestellt , sodaß dem Lande Baden seit der
ersten Unterstützungsaktion vom September
1932 für Instandsetzungen durch den Hausbcsitz
insgesamt 22 626 000 RM . zngewiesen worden
sind . Mit diesen letzten Zuweisungen ist die
finanzielle Unterstützung durch das Reich zu
einem gewissen Abschluß gekommen .

Von dem Gesamtbetrag der Zuweisungen hat
das Ministerium unter Berücksichtigung der
Einwohnerzahl , dcrGcbäudevcrsichcrungswertc
und bis zu einem gewissen Grade auch deö an¬
gemeldeten Bedarfs auf die 40 Wohnungsvcr -
bände insgesamt 13,5 Millionen RM . und auf
die 16 verbandsfrcicn Städte 9,1 Millionen
RM . verteilt . Nach den zugetcilten Mittel » be¬
stand bis in die letzte Zeit fortgesetzt so starke
Nachfrage , daß nicht mehr alle Zuschußanträge
berücksichtigt werden könnten . Die Wohnungs -
verbände haben von ihren Zuteilungen nach
dem Stand vom 1 . April 1934 rund 12,2 Mil¬
lionen , das sind etwa 90 Prozent ihrer Zutei¬
lungen und die verbandsfreien Städte rund
8,7 Millionen , das sind ctiva 95 Prozent ihrer
Zuteilungen in Anspruch genommen . Mit den
Zuschüssen sind bis zum 1 . April 1934 insgesamt
36 727 Jnstanösetzungs - und Ergänzungsarbei¬
ten mit Zuschüssen in Höhe von 4,3 Millionen
und 2090 Nmbauarbeiten mit Zuschüssen in
Höhe von 1,2 Millionen gefördert worden . Die
Gesamtauszahlungen belaufen sich hiernach bis
zum 1 . April 1984 auf rund 5 .5 Millionen .

Der Umfang der JnstandsetzungSaktion und
die ursprüngliche Bestimmung , daß die Arbei¬
ten bis zum 81 . März 1934 beendet sein müs¬
sen , hat in den letzten Monaten eine gewisse
Arbeitsstauung und eine zum Teil ungerecht¬
fertigte Preissteigerung zur Folge gehabt .
Nachdem nunmehr der Zeitpunkt für die Be¬
endigung der Arbeiten bis zum 30. Juni 1931
verlängert worben ist , ist zu hoffen , daß diese
Begleiterscheinungen wieder verschwinden .
Durch die Fristverlängerung ist die Möglichkeit
gegeben , JnstandsehungS - und Umarbeiten
nunmehr ohne Ueberstttrzung und innerhalb
der allgemein vorgefchriebencn Arbeitszeit
durchzuführen . Dabei legt das Ministerium
mit der Reichsregierung im Interesse deS Ar¬
beitsmarktes entscheidendes Gewicht darauf , daß
der Mehranfall an Arbeit nicht durch Ueber -
stundeu oder durch Sonutagsarbeit , sondern
nach Möglichkeit durch Ncueinstellnngen aus¬
geglichen wird . Auch der Preisbewegung auf
dem Baumarkt wird die Negierung weiterhin
besondere Beachtung schenken und gegen Aus -
ivüchsc nachdrücklich cinschreitcn .

Damit das Bauhandwerk und Bauherren
nach Beendigung der Arbeiten möglichst be¬
schleunigt in den Genuß ihres Geldes , der Zu¬
schüsse und der Zinsvergütungen kommen , sind
die Bewilligungsbehördcn angewiesen , auch die

endgültigen Bescheide mit möglichster Beschleu¬
nigung zu erteilen . Dies ist aber nur möglich ,
wenn die beteiligten Geschäftsleute ihre Ab¬
rechnungen über die Kosten und die Art der
Arbeit nicht verzögern . Im Interesse einer
iveiteren Beschleunigung der Auszahlungen ist
in Aussicht genommen , anch die Barzuschttsse ,
nicht nur die Zinsvergütungen , durch die Fi¬
nanzkassen auszahlen zu lassen .

Frist für das Verlangen nach Absetzung des
Annahmewertes der Arbeitsspende bei Be¬
rechnung des steuerpflichtigen Einkommens .

Nach 8 35 der Durchführungsverordnung zum
Arbeitssvcndeuaesetz kann der - Spender unter
Hingabe des Spcndenscheins verlangen , daß der
Annahmeivert der Spende von dem Einkommen
desjenigen Steucrabschnitts abgesetzt wird , in
dem die Spende geleistet worden ist . Dieses
Verlangen muß spätestens bis zum 30. April
1934 gestellt werden , und zwar sowohl in den
Fällen , in denen die Arbeitsspcnde in einem im
Kalenderjahr 1033 endenden Stcuerabschnitt ,
als auch in den Fällen , in denen die Spende in
einem im Kalenderjahr 1934 endenden Steuer¬
abschnitt geleistet worden ist . Das Verlangen
nach Absetzung des TpcndenbctragS vom Ein¬
kommen des Steucrabschnitts 1933 ( 1932/33)
0 f, cr ^

1934 ( 1933/34 ) muß daher unter Hingabe
des Spendcnscheins bei dem Finanzamt in bei¬
den Fällen spätestens bis zum 36 . April 1934
gestellt werden . Steuerpflichtige , die den Antrag
später stellen , können , da Nachsicht für die
Versäumung der Frist nicht gewährt wird , den
Annahmewert der Spende vom Einkommen
nicht mehr absctzen .

Dagegen muß die Bescheinigung , die der Ar¬
beitgeber dem Arbeitnehmer auf dessen Ver¬
langen beim Ausscheiden aus dem Dienstver¬
hältnis oder spätestens nach Ablauf des Ka¬
lenderjahres zu erteilen hat , — anders als der
Spcndcnschein — nicht schon bis zum 30. April
1934 eingcrcicht werden , sondern kann zugleich
mit der Steuererklärung für 1934 Anfang
1935 abgegeben werden .

Im übrigen können die oben bezejchneten
steuerlichen Vergünstigungen nur für Spenden
gewährt werden , die spätestens bis zum
4 . April 1984 geleistet worden sind .

Zeitungsverbote
Auf Grund der Verordnung des Reichsprüsi -

denten zum Schuh von Volk und Staat vom
28 . Februar 1933 wird die Verbreitung nach¬
stehender Druckschriften im Inland bis aus
ivciteres verboten :

Katholische Kirchcnzeitung — vormals Salz¬
burger Kirchenblatt , Oesterreich , Salzburg :
„Der Weg "

, Oesterreich , Wien : The Tragedy
vf a Nation Gcrmany 1918—1934 von Prinz
Hubert Löwenstein (Buch ) , England , London :
„De Mctaalbcwcrker ", Niederlande , Amster¬
dam .

AmilUM & thanntmadmngtn
Buchmacher .

Dem Kaufmann Georg GciiSyclmcr In Karls¬
ruhe ist die Erlaubnis erteilt worden , bis 31 . Dezember
1931 in feinem Geschäftsraum , Zirkel 30, gewerbsmäßig
Wetten bei öffentlichen LetstungSprüfungeii für Pferde
abzufchlicßc » oder zu vermitteln und sich als Buch ,
machcigchilfcu feiner Ehefrau Marie , gcb . Hold und

feiner Büroangeflclllcn Karl Friedrich Mayer zu 6er
dienen .

Karlsruhe , den 1. April 1931.
Der Minister de» Innern

Buchmacher in Baden -Baden .
Dem Buchmacher Wilhelm Lahrmann in Baden -Ba¬

den wurde bis zum 31 . Dezember 1931 die Erlaubnis
erteilt , in der Stadt Baden -Baden tm Haufe Sofien -
ftratze Nr . 1 sowie anläßlich der vom Internationalen
Klub veranstalteten Nennen auf der Rennbahn in If¬
fezheim aewerbSmätzig Wetten bet öffentlichen Lei -
stungSprüfungen für Pferde abzufchlietzen oder zu ver¬
mitteln und sich seiner Ehefrau Helene Lahrmann , gcb.
Ibach , als Buchmachergehtlfin zu bedienen .

Karlsruhe , den 1 . April 1931.
Der Minister des Innern

Buchmacher in Baden -Baden
Dem Buchmacher Hans Höchcmcr in Baden -Baden

wurde die Erlaubnis erteilt , bis 31 . Dezember 1931
im Erdgeschoß der HauscS Lichtentalerstraße 18 sowie
anläßlich der vom Internationalen Klub veranstalteten
Rennen auf der Rennbahn in Iffezheim gewerbsmäßig
Wetten bet öffentlichen LcistungSprüfungen für Pferde
abzufchlietzen oder zu vermitteln .

Karlsruhe , den 1 . April 1931.
Der Minister de» Innern

Reichsbund ehemaliger Wehrmachtsange ,
höriger .

Auf Grund ß 1 de: Verordnung zum Schutz« von
Volk und Staat vom 28. Februar 1933 werden der tm
Lande Baden bestehende Landesverband und dt« Orts¬
gruppe » des Rcichsbundcs ehemaliger WehrmachtS -
aug « höriger e . V ., Sitz Berlin , aufgelöst und verboten
und ihr Vermögen beschlagnahmt .

Karlsruhe , den 12. April 1931.
Ter Minister de» Innern .

P f l a u m « r .

stetchsbund für Arbeitsbeschaffung «. B .,
Fhstolrattschcr Kampsbund , Wärabund .

Auf Grund § 1 der Verordnung de» Herrn RctchSpr » .
fidentcn zum Schutz von Volk und Staat vom 28.
Februar 1933 werden der RetchSbund für Arbeitsbe¬
schaffung e. B ., der Fvftokiatischc Kampsbund und der
Wärabund einschließlich ihrer Untcrorgaiiisationen für
den Bereich deS Landes Bilden aufgelöst und verboten .
Das Vermöge » der aufgelöste » Organisationen wird be¬
schlagnahmt .

Karlsruhe , den 13 . April 1931.
Der Minister des Innern :

P f l a u m e r .

Vereidigung von Beamten .

An die Gemeinden (Gcmcindcvcrbändc ) . Kreise und
die sonstigen Körperschaftc » , Anstalten und Stiftungen
der öffentlichen Rechts und ihre AufstchtSbeftörden :

Zur Behebung von Zweifeln weife ich darauf hin ,
daß »cucinirctcuoc Beamte » ach dem Gesetz über die
Vereidigung der Beamten und der Soldaten der Wehr¬
macht vom 1. Dezember 1933 (RcichSgcsctzblait I Sette
1016) nunmehr ausnahmslos einen Diensteid zu leisten
haben . Rach der Verordnung des Reichspräsidenten
von , 2 . Dezeniber 1933 iReichSgesetzblalt I Seite 1017) ist
dieser Diensteid in folgender Form zu leisten :

„ Ich schwöre : Ich werde Volk und Vaterland Treue
halten , Vcrsassung und Gesetze beachten und meine
Amtspflichten gewissenhaft erfüllen , so wahr mir
Gott helfe ."
Wegen der Form der Vcrhandlungsniederschrist wird

auf § 18 Abs . 2 der Verordnung des StaatSministcrtumS
vom 10 . Juli 1909 in der Fassung der Verordnung vom
18 . Januar 1931 (Gesetz- und Verordnungsblatt Seile
37) verwiesen . Diese Vorschriften sind auch a » i neu -
cintrctende Bürgermeister anzuwenden .

Karlsruhe , den 16. April 1931.

Der Miiiiftcr des Inner » :
P f l a u m e r .

Sammlungen 1931.

Aus Grniid der BundeSralSverordnung vom 15 .
Februar 1917 über WohlfahriSpslege und der badischen
VollzugSverordnung hierzu vom 21 . Februar 1917 er¬
teile ich dem Reichsdeutschen Blindenverband c. B . in
Berlin SW . 6t unter dem Porbcbalt icdcrzcittgcn Wi¬
derrufs die Genchmtgung , et» von der Schriftstellerin
Chrtstmariclc Schultcs in Berlin RW . zugunftcu der
Bestrebungen des Verbandes hcrauSgcgcbcnc » Magazin
„ Der Blinde ruft " »n Buchhandel sowie im Wege deS
PostvcrfaiidcS Im badischen Staatsgebiet in der Zell
vom 1. Mai btr 30. Juni 1931 verlrctbcn zu lasten

Karlsruhe , den 13 . April 1931.
Der Minister de» Innern :

P f l a u m e r.

Neugcistbund .

Das Verbot des NeugeistbundeS , Sitz Pfullingeu ,vom 17 . Februar 1931 (StaatSanzeigcr Folge 28) wird
hiermit aufgehoben .

Karlsruhe , den 13 . April 1931.
Der Minister de» Innern :

P f l a u m e 1.

Presiegefetzllch verantwortltch : Y . Morallcr , Karlsruhe .
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